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GEW Brandenburg und BPV: Pflichtstundenerhöhung für Lehrkräfte ist 
Wahlbetrug und ein bildungspolitischer Offenbarungseid!  
  
Die GEW Brandenburg und der Brandenburgische Pädagogen-Verband lehnen die von der 
SPD und dem BSW vorgesehene Erhöhung der Unterrichtsverpflichtung der Lehrkräfte im 
Land Brandenburg strikt ab. Die Verursacher des Fachkräftemangels im Schulbereich, die 
zugleich auch die Verantwortung für die Arbeitszeitverdichtungen der vergangenen Jahre 
tragen, wollen durch die Erhöhung der Pflichtstunden ihre Verantwortung erneut auf die 
Lehrkräfte abwälzen. Diese Erhöhung der Arbeitszeit für die Lehrerinnen und Lehrer 
werden wir nicht hinnehmen.   
  
Es ist erschütternd zu sehen, welche Unkenntnis über die Realität des schulischen Alltags 
und der tatsächlichen Belastungen in den Schulen bei den Regierungsparteien 
vorherrscht. Wer vor den Wahlen eine Arbeitszeitverlängerung ausschließt und dafür 
eintritt, dass mehr Lehrkräfte eingestellt werden müssen und dann das Gegenteil umsetzt, 
begeht Wahlbetrug. Durch die vorgesehene Arbeitszeitverlängerung werden die 
angekündigten Effekte bezüglich der Absicherung des Unterrichtes nicht eintreten. Keine 
einzige zusätzliche Unterrichtsstunde wird dadurch den Schülerinnen und Schülern 
zusätzlich zur Verfügung stehen.   
  
Im Gegenteil! Dadurch wird das vorzeitige Ausscheiden der lebensälteren Lehrkräfte weiter 
zunehmen, der Krankenstand wird neue Rekordwerte erreichen, junge Lehrkräfte werden 
Brandenburg meiden, Seiteneinsteigende werden in ihre herkömmlichen Berufe  
zurückkehren, der Anteil der Lehrkräfte in Teilzeit wird spürbar steigen und die 
Unterrichtsversorgung in der Fläche wird noch komplizierter werden.    
  
Wir werden die angekündigte Maßnahme nicht hinnehmen und aktiv bekämpfen!   
  
Als breites Aktionsbündnis werden wir gegen die beabsichtigte Arbeitszeiterhöhung für die 
Lehrkräfte kämpfen. Der Auftakt des Widerstands gegen die Pläne der Regierungskoalition 
wird die Begleitung der Haushaltsberatungen im Landtag sein.   
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